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Grundsýtze der Amtssprachenpolitik der Bundesregierung

"Eine nationale Ubereinkunift", der Bericht der Bundesregierung üJber die bel-
den Amtssprachen, wurde ama 21. Juni dem Parlament vorgelegt. Er enthâlt die
fol genden Grundsàtze, von denen die Bundesregierung hoff t, daI3 sie "von allen
Kanadiern u.nd von den Provinzregierungen ais jene Aussage angenomnen werden,
welche die grundiegende sprachliche Zweiheit Kanadas innerhalb seiner kultu-
rellen Vielseitigkeit sicherstellt". Diese Grundsàtze besagen:

*Jeder Kanadier hat das Recht, privat jede beliebige Sprache zu sprechen.

*Engiisch und FranzZ3sisch sind Kanadas Aintssprachen und haben gieichwertigen
Status.

. Engiisch und Franz3sisch sind grundsâtziiche Ausdrucksfornen des kanadi-
sehen Erbes, und die 5ffentiichen Maï3nahmen des Bundes und der Provinzen soll-
ten sichersteiien, dag3 dieses sprachiiche Erbe erhaiten und gef8rdert wird.
Insbesondere soilen amtssprachige Minderheiten in Kanada von den Beharden
unterstiitzt und erxnutigt werden, ihreSprache zu erhaiten und zu bewahren.

. Vorbehaitiich von Unistânden, die eine VerzLbgerung der Anwendung notwendig
machen, haben die Kanadier das Recht, ihre Kinder in der Amtssprache ihrer
Wahl unterrichten zu lassen, und die notwendigen Vorkehrungen hierfiir
soilten iberaii dort getroffen werden, wo die Bevbikerungszahien es rechtfer-
tigen. Vom persLSniichen und vom nationaien Standpunkt aus gesehen, ist es ein
erstrebenswertes Ziel, daiS sich iernwiiiige Kanadier eine gute Kenntnis beider
Aintssprachen aneignen solien. So kbnnen die Angehbrigen beider Sprachgruppen
miteinander mns Gesprâch kommen, ihre Lebensweise gegenseitig kennen und
schâtzen lernen, und ais nattirliche Bindegiieder zwischen ihren beiden Sprach-
gemeinschaften wirken.

. Aile Kanadier soilten die l45giichkeit haben, mit den Dienststeiien der Bun-
desregierung in der von ihnen gewâhlten Amtssprache zu verkehren und von ihnen
Dienste zu erhaiten. liberail, wo genügend Nachfrage daffir besteht, soilten
entsprechende Einrichtungen gesehaffen werden.

. Vorbehaitiich des obenerwâhnten Grundsatzes soilten Kanadier der beiden Amts-
sprachengruppen gieichwertige M8giichkeiten fiir eine Ansteiiung und eine Kar-
riere bei den Bundesdienststeiien des Landes f inden, und sie soilten ihre Ar-
beit in der von ihnen gewiinschten Amtssprache ausfflhren k53nnen.

auf franz5sische Schuien zu schicken, wfirde zu dem Paradox fflhren, daiS f ranz5-
sischsprachige Eitern in Quebec weniger Wahifreiheit haben ais engiischsprachige
El tern.

"Es ist mit der Einheit Kanadas unvereinbar, dLZ Kanadier, die von einer Pro-
vinz in die andere ziehen, nicht in der Lage sein soilten, ihre Kinder auf Schu-
len zu schicken, wo sie in ihrer eigenen Sprache unterrichtet werden. Die Bundes-
regierung giaubt, da£S flir Quebecer, die in eine andere Provinz ziehen, dort die
notwendigen Einrichtungen gesehaffen werden mfissen, wenn sie noch nicht bestehen,
und daiS ffir Kanadier, die von anderen Provinzen nach Quebec ziehendie gleichen
M3giichkeiten weiterhin erhlaten bleiben müBiten. In beiden Fâllen wird es beson-
dere Umstânde geben, die dies nicht m83glich machen. Aber der Grundsatz bieibt da-
von unberiihrt.


